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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000005/2024
an die Kommission
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Michael Gahler
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten
Udo Bullmann
im Namen des Entwicklungsausschusses

Betrifft: Annahme der Sondermaßnahme zugunsten Tunesiens für 2023

Die Kommission wird gebeten, im Zusammenhang mit der Verordnung über das Instrument 
„NDICI/Europa in der Welt“1 folgende Fragen zum Anhang des Durchführungsbeschlusses der 
Kommission über die Finanzierung der Sondermaßnahme 2023 zugunsten Tunesiens (C(2023) 9184) 
mit dem Titel „Document d’action relatif au programme d’appui aux réformes macroéconomiques de 
la Tunisie (PARME)“ (Aktionsdokument zum Programm zur Unterstützung der makroökonomischen 
Reformen in Tunesien) zu beantworten:

1. Kann die Kommission erläutern, warum es notwendig war, im Dezember 2023 ein schriftliches 
Verfahren in Dringlichkeitsfällen für diese Sondermaßnahme anzuwenden, obwohl die 
Budgethilfe in Höhe von 150 Mio. EUR bereits am 11. Juni 2023 angekündigt wurde und die 
Ausübung der Kontrollbefugnisse des Parlaments durch ein Dringlichkeitsverfahren 
eingeschränkt werden?

2. Eine erhebliche Verschlechterung der Lage in bezug auf die Grundwerte in einem Partnerland ist 
ein Grund für die EU, ihre Budgethilfe für dieses Land auszusetzen, zu kürzen oder einzustellen. 
Kann die Kommission angesichts der erheblichen Verschlechterung der Lage in Bezug auf die 
Grundwerte in Tunesien seit Juli 2021 erläutern, wie sie zu der Auffassung gelangt ist, dass 
Tunesien derzeit die Voraussetzungen für diese neue Unterstützung erfüllt?

3. Kann die Kommission angesichts der Tatsache, dass Budgethilfe den Bestimmungen von Artikel 
27 Absatz 4 der Verordnung über das Instrument „NDICI/Europa in der Welt“ unterliegt, die 
Definition der Konditionalität für diese Budgethilfe schriftlich erläutern und weitere nähere 
Angaben in schriftlicher Form zum Verfahren und zu den Kriterien für die Bewertung der 
Erfüllung der Bedingungen sowie zur Ausgangsbasis für die Bewertung des derzeitigen Stands 
der Grundrechte in Tunesien vorlegen?

4. Kann die Kommission erläutern, warum sie sich dafür entschieden hat, die Budgethilfe in einer 
einzigen Tranche auszuzahlen, sodass eine schrittweise Auszahlung auf der Grundlage 
konkreter Etappenziele oder erreichter Schritte gemäß Artikel 236 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung oder die Aussetzung weiterer Auszahlungen nicht möglich ist, falls eine 
eindeutige Aushöhlung der Grundwerte festgestellt werden sollte?

5. Welche förmlichen Garantien hat die Kommission von den tunesischen staatlichen Stellen seit 
September 2023 erhalten, dass das Parlament EU-finanzierte Projekte in Tunesien inspizieren 
und somit seine Aufsichts- und Kontrollrechte gemäß Artikel 14 des Vertrags über die 
Europäische Union ausüben darf?

Eingang:22.2.2024

Fristablauf:23.5.2024

1 Verordnung (EU) 2021/947 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur Schaffung 
des Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit –
Europa in der Welt, zur Änderung und Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2017/1601 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 480/2009 des Rates (ABl. L 209 vom 
14.6.2021, S. 1).


